
Bundessozialgericht

_ 7 RAr 131/75 -

I m N a m e n d e 5 V o 1 k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

................O.......COOCCOOOOOOO......OOOOOOOO.

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 22. Juni 1977

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 28. Oktober 1975 wird

zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des Revi—

sionsverfahrens zu erstatten.
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Der Kläger wendet sich gegen die Feststellung einer Sperr-

zeit durch die Beklagte.

Der 1941 geboren» K]äger war nach erfolgreichem Abschluß

eines Studiums als Diplom-Ge0109e vom 15. Februar 1969 bis

31. Dezember 1971 als wisse■schaftlicher Mitarbeiter am

In$titut für Geologie der Technischen Hochschule in Clausthal-
Zellerfeld beschäftigt. Er verdiente monatlich 1.089,53 DM

brutto; die Arbeitszeit betrug 22 Stunden wöchentlich. Das

Arbeitsverhältnis wurde wegen fehlender Forschungsmittel

seitens des Arbeitgebers gekündigt. ‘

Der Kläger führte seine Arbeit nach dem 1. Januar 1972 zu—

nächst unentgeltlich fort. Nach Bewilligung weiterer For-

schungsmittel wurde er im Juli 1972 rückwirkend ab 1. Januar

1972 erneut als wissenschaftlicher Mitarbeiter angestellt.

Das ihm aufgrund seiner Arbeitslosmeldung vom 4. Januar 1972

gewährte Arbeitslosengeld (Alg) zahlte er zurück.

Nach Ablauf des auf den 31. Januar 1973 befristeten Arbeits—

verhältnisses beantragte der Kläger am 1. Februar 1973 erneut

Alg. Unter Zugrundelegung des vom Kläger bei einer regelmäßigen

wöchentlichen Arbeitszeit von 42 Stunden erzielten monatlichen

Bruttoarbeitsentgelts von 2.381,86 DM bewilligte ihm die Be-

klagte Alg in Höhe von 237,60 DM wöchentlich. Der Zentralstelle

für Arbeitgvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit (ZAV) teilte

der Kläger unter dem 8. Februar 1973 mit, daß er sein dort

bereits seit dem 17. Januar 1972 bearbeitetes Vermittlungs-

gesuch aufrechterhalte. Bin ernsthaft in Betracht kommendes

Arbeitsangebot hatte die ZAV dem Kläger nicht unterbreiten können.

Am 31. Mai 1973 erklärte der Kläger zur Niederschrift des Ar—

beitsamtes Goslar, Zweigstelle Clausthal-Zellerfeld, daß sein

zur Zeit laufendes Promotionsverfahren voraussichtlich im
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Juli 1973 abgeschlossen sei. Spätestens zum 1. September 1973

könne er mit einer Beschäftigung bei der 8 -AG H

R rechnen. Er legte ein entsprechendes Schreiben

der 8 -AG vom 8. Mai 1973 vor, worin diese sich bereit

erklärte, ihn nach Abschluß der Promotion zu einem Monetsge-

halt von 2.850,-- DM einzustellen. Der Kläger versicherte aus-

drücklich, daß er auch weiterhin der Arbeitsvermittlung zur

Verfügung stehe und grundsätzlich bereit sei, eine zumutbare

Beschäftigung zu übernehmen.

Mit Schreiben vom 6. Juni 1973 teilte die Beklagte dem Kläger

mit, daß ihm ein seinen Vorstellungen voll entsprechender Ar-

beitsplatz leider nicht angeboten werden könne. Ihm werde

deshalb eine Arbeit als Prüfer elektronischer Bauteile an

automatischen Prüfenlegen bei der Firma Hans K & Co. an-

. geboten. Die Beklagte wies darauf hin, daß sich bei einer

Ablehnung der Arbeit ohne wichtigen Grund für den Anspruch

auf A1q nechteilige Rechtsfolgen ergäben. Näheres sei dem

angefügten Merkblatt für Arbeitslose zu entnehmen. In einer

internen Ste11ungnahme für die Leistungsabteilung vom gleichen

Tage wurde im Hinblick auf das laufende Promotionsverfahren

die Verfügbarkeit des Klägers angezweifelt. Zugleich wurde

verenlaßt, daß die Zahlung des Alg für die Zeit ab 28. Mai

1973 "aus sonstigen Gründen" eingestellt wurde. Die Entschei-
dung wurde später ohne nähere Begründung korrigiert.

Der Kläger lehnte die Annahme der Arbeit bei der Firma K

ab. Er erklärte hierzu am 20. Juni 1973 zur Niederschrift des

Arbeitsamteg, die Stelle habe in keiner Weise seiner Quali-

fikation entsprochen und des Brutto-Arbeitsentgelt liege

noch unter dem Satz des Alg. Laut Schreiben der Firma K

vom 21. Juni 1973 war es zu einer Einstellung nicht gekommen,

weil der Kläger das Löhnengebot ithngruppe v1 5,25 + 30 %

Leistung) abgelehnt habe.
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Mit Bescheid vom 26. Juni 1973 teilte die Beklagte dem Kläger

mit, daß sein Anspruch auf Alg wegen des Eintritts einer

Sperrzeit von vier Wochen - beginnend am 13. Juni 1973 — ruhe,

weil er trotz Belehrung über die Rechtsfolgen das Zustande-

kommen des Arbeitsverhältnisses mit der Firma K vereitelt

habe. Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Bescheid

vom 24. Juli 1973).

wie hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Hildes-

heim durch Urteil vom 8. Februar 1974 abgewiesen und ausge—

führt: Der Kläger sei nicht berechtigt gewesen, seine Arbeits—

bereitschaft auf seinen Beruf oder eine gleichwertige Tätig-

keit zu beschränken.

Auf die — zugelassene — Berufung des Klägers hat das Landessozial-

gericht (LSG) Niedersachsen durch Urteil vom 28. Oktober 1975

das Urteil des SG und die angefochtenen Bescheide der Beklagten

aufgehoben. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt:

Die Ablehnung eines Arbeitsangebotes rechtfertige die Verhängung

einer Sperrzeit nach 5 119 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)

nur, wenn das Arbeitsangebot den Grundsätzen der Arbeitsvermitt-

lung entsprochen habe, wonach die Eignung des Arbeitslosen und

seine persönlichen Verhältnisse angemessen zu berücksichtigen

seien. Ob das Arbeitsangebot bei der Firma K diesen Voraus-

setzungen genügt habe, brauche indessen nicht abschließend ent-

schieden zu werden, denn es liege so nahe an einer unzulässigen

Fehlvermittlung, daß jedenfalls die Feststellung des Eintritts

einer Sperrzeit von vier Wochen als unbillige Härte anzusehen

sei (% 119 Abs. 2 AFG). Das AFG räume dem Arbeitslosen zwar

grundsätzlich keinen Anspruch auf Vermittlung nurin seinem bis-

herigen Beruf ein. Ein eh@eschränkter Berufsschutz ergebe sich

jedoch mittelbar daraus, daß bei der Vermittlung die Eignung

des Arbeitslosen zu berücksichtigen sei (5 14 AFG) und das

Arbeitsangebot zumutbar sein müsse (% 119 AFG). Die Arbeits-

vermittlung sei daher zunächst auf eine Arbeit im erlernten Be-

ruf auszurichten. Erst wenn feststehe, daß aufgrund der Bedin—

gungen des Arbeitsmarktes oder aus in der Person des Arbeitslosen

liegenden Gründen eine Vermittlung in seinem Beruf auf abseh-
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bare Zeit aussiehtslos sei, erweitere sich der Kreis der zumut-

baren Tätigkeiten auf gleichwertige oder berufsnahe und danach

schrittweise auf alle anderen Beschäftigungen. Allein daraus,

daß die endgültige Beschäftigung des Klägers in seinem Beruf

zum 1. September 1973 gesichert gewesen sei, folge nicht, daß

ihm für die Zwischenzeit eher eine unterwertige Tätigkeit

zuzumuten sei. Gerade eine kurzfristige Unmöglichkeit, im Be-

ruf Arbeit zu finden, falle in das Risiko der Arbeitslosenver-

sicherung. Bine Vermittlung "in absehbarer Zeit" sei allerdings

gleichwohl dann ausgesch1055en, wenn der Zeitraum vom 6. Juni

bis zum 1. September im Hinblick auf die umfangreichen erfolg-

losen vorangegangenen Vermittlungsbemühungen als den genannten

Zeitrahmen überschreitend anzusehen sei. Ob dies der Fall sei,

brauche jedoch nicht entschieden zu werden. Es genüge, daß

auch in diesem Punkte die Grenze zur Fehlvermittlung sicht-

bar werde.

Dies gelte verstärkt für das Gebot der individuellen Arbeits-

vermittlung. Als die Beklagte Zweifel daran gehabt habe, ob

der Kläger wegen seiner Promotionspläne überhaupt der Arbeits-

vermittlung zur Verfügung gestanden habe, habe sie zumindest

aUS der Sicht des Klägers wahllos dem Kläger ein Arbeitsange-

bot gemacht, um seine Arbeitsbereitschaft zu testen. Sie habe

den Wunsch des Klägers, lieber eine ungelernte Bürotätigkeit

als eine ungelernte gewerbliche Tätigkeit auszuüben, den der

Kläger im Streitverfahren glaubhaft vorgetragen habe, nicht

ermittelt und sie habe nicht einmal versucht, ob dieser Wunsch
berücksichtigt werden könne. Sie habe allerdings im Berufungs-

verfahren auf Befragen nachträglich ausgeführt, sie hätte den

Wunsch des Klägers nicht berücksichtigen können, weil freie

Arbeitsstellen für ungelernte Bürotätigkeiten zur Aushilfe

nicht gemeldet gewesen seien. Damit sei zumindest davon auszu-
gehen, daß die Beklagte aus der Sicht des Klägers damals um

eine sachgerechte Vermittlung nicht bemüht gewesen sei. Es

sei für den Kläger auch nicht erkennbar gewesen, ob die Be-

klagte zuvor während einer ausreichenden Zwischenzeit ver-

sucht habe, den Kläger in eine Tätigkeit zu vermitteln, die

im Niveau zwar unter der erlernten Berufstätigkeit eines
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Geologen lag, aber noch deutlich über der am 6. Juni 1973

angebotenen Tätigkeit eines Hilfsarbeiters. Ein solcher Ver-

such sei nicht unternommen worden. Die Beklagte habe im Be-

rufungsverfahren auf die mit richterlicher Verfügung insoweit

gestellten Fragen nicht geantwortet. Sofern es sich aus diesen

Gründen nicht bereits objektiv um eine Fehlvermittlung handeln

sollte, könne jedenfalls die rechtsirrige Ansicht des Klägers,

es handele sich um eine unZumutbare Fehlvermittlung, nicht

als fahrlässig angesehen werden. Ob im letzteren Fall die

Festsetzung einer Sperrzelt von zwei Wochen gerechtfertigt sei,

könne nicht entschieden werden. Zwar sei der Arbeitsverwaltung

- anders als unter der Geltung des Gesetzes über Arbeitsver-

mittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) — bei der Be-

messung der Sperrzeit und bei der Entscheidung, ob überhaupt

eine Sperrzeit verhängt werden solle, ein Ermessen nicht mehr

eingeräumt. Die Sperrzeit trete vielmehr kraft Gesetzes ein.

Auf die Zahlung des Alg wirke sich ein Sperrzeit-Tatbestand

aber auch nach dem AFG nur dann aus, wenn die Behörde eine

Sperrzeit feststelle. Dadurch sei die Entscheidung, ob über-

haupt eine zweiwöchige Sperrzeit festzustellen sei, zunächst

der Verwaltung überlassen. Dies rechtfertige es, im Streifver-

fahren vor den Sozialgerichten nur den Bescheid über die

Sperrzeit von vier Wochen aufzuheben und es der Arbeitsver-

waltung zu überlassen, ob sie nunmehr eine Sperrzeit von zwei

Wochen feststellen wolle oder ob sie hiervon Abstand nehg“l.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die — zugelassene - Re-

vision eingelegt. Sie rügt eine Verletzung des 5 119 AFG und
trägt insbesondere vor: Das LSG hätte den Sperrzeitbescheid

nur dann in vollem Umfange aufheben können, wenn der Kläger

einen wichtigen Grund zur Ablehnung der angebotenen Arbeit

gehabt hätte oder — was gleichbedeutend sei - das Arbeits—

angebot als Fehlvermittlung zu qualifizieren gewesen wäre.

Davon sei jedoch nicht auszugehen. Zwar sei der Begriff

"wichtiger Grund" in 5 119 Abs. 1 Satz 1 AFG aus systematischen

Gründen im Zusammenhang mit den @@103 Abs. 1 Satz 1 AFG

(Zumutbarkeit) und 14 Abs. 1 Satz 2 AFG (ordnungsgemäßes Ar-
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beitsangebot) zu sehen. Wegen der Ablehnung eines konkreten

Arbeitsangebotes könne daher eine Sperrzeit dann nicht ein-

treten, wenn der Arbeitslose nach 5 103 Abs. 1 Satz 1 AFG

befugt gewesen sei, derartige Arbeitsangebote generell als

unzumutbar zurückzuweisen. Auch könnten Arbeitsangebote nicht

im Sinne des 5 103 Abs. 1 Satz 1 AFG zumutbar sein, wenn sie

die Eignung des Arbeitslosen und Seine persönlichen Verhält-

nisse nicht in dem durch @ 14 Abs. 1 Satz 2 AFG geforderten

Ausmaß berücksichtigten. Unter Abwägung mit den Interessen

der Versichertengemeinschaft an möglichst schneller Beendigung

der Arbeitslosigkeit könnten berechtigte Ablehnungsgründe zu-

gunsten des Klägers jedoch nicht anerkannt werden. Zwar sei

zuzugeben, daß die angebotene Beschäftigung, wäre sie einem

langjährigen Geologen nach nur kurzen Vermittlungsbemühungen

als Dauerbeschäftigung angeboten werden, wahrscheinlich auch

unter Berücksichtigung dieser Interessen unzumutbar gewesen

wäre. Der Kläger habe jedoch im Zeitpunkt des strittigen

Arbeitsangebotes lediglich eine knapp zweijährige Beschäfti-

gung als wissenschaftlicher Mitarbeiter vorzuweisen gehabt.

Dieser Tätigkeit könne in Verbindung mit dem Bestreben des

Klägers nach weiterer wissenschaftlicher Fortbildung und den

damit einhergehenden Bemühungen um eine Promotion die Ähnlich-

keit mit einer Ferienbeschäftigung kaum abgesprochen werden.

Eine ausbildungsgemäße Lebensstellung habe er jedenfalls

noch nicht innegehabt. Eine Schädigung des Fortkommens des

Klägers durch die Annahme des Arbeitsangebotes sei nach den

Umständen ausgeschlossen gewesen. Der Kläger könne auch nicht

damit durchdringen, daß das Arbeitsentgelt bei der Firma K

nur etwa 70 % seines Alg betragen hätte. Er hätte dieses

niedrige Entgelt lediglich während einer 14—tägigen Einar—

beitungszeit erhalten, danach jedoch einen monatlichen Brutto-

verdienst von 1.156,—— bis 1.173,-- DM erzielt, so daß das

Arbeitseinkommen dann kaum geringer als das Alg gewesen wäre.

Selbst wenn dies nicht der Fall gewesen wäre, sei dem Kläger

die Annahme der Arbeit zuzumuten gewesen, zumal die finan-

zielle Binbuße nur für einen verhältnismäßig kurzen Zeitraum

hätte hingenommen werden müssen. '

'
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Die irrtümliche Annahme einer Fehlvermittlung ersetze weder

den wichtigen Grund im Sinne des 5 119 Abs. 1 Satz 1 AFG,

noch könne er zu einer Verkürzung der Sperrzeit von vier auf

zwei*Wochen nach @ 119_Abs. 2 AFG führen. Sofern das LSG

letzteres annehme, übersehe es, daß zu "den für den Eintritt

der Sperrzeit maßgebenden Tatsachen" das Wissen um den wichti-

gen Grund gerade nicht gehöre. Selbst wenn die irrtümliche

Annahme eines wichtigen Grundes zur Arbeitsablehnung eine be-

sondere Härte im Sinne des 5 119 Abs. 2 AFG darstellen sollte,
hätte das LSG den Sperrzeitbescheid lediglich hinsichtlich

der zweiten Hälfte des RuhenszeitrauMs aufheben dürfen, weil

er nur insoweit rechtswidrig gewesen wäre.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des LSG Niedersachsen vom

28. Oktober 1975 aufzuheben und die Be-

rufung des Klägers gegen das Urteil des
SG Hildesheim vom 8. Februar 1974 zurück-

zuweisen.

Der Kläger ist im Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG)

nicht vertreten.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (% 124 Abs. 2 des Sozial-

gerichtsgesetzes -SGG-) einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Der Bescheid

über den Eintritt einer Sperrzeit von vier Wochen war rechts-

widrig. Die VoraUSsetzungen des 5 119 Abs. 1 Nr. 2 AFG, auf

den allein die angefochtene Entscheidung gestützt werden

könnte, haben nicht vorgelegen.
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Nach 5 119 Abs. 1 Nr. 2 AFG tritt eine Sperrzeit von vier

Wochen ein, wenn der Arbeitslose trotz Belehrung über die

Rechtsfolgen eine vom Arbeitsamt angebotene Arbeit nicht an—

genommen oder nicht angetreten hat, ohne für sein Verhalten

einen wichtigen Grund zu haben.

Der Kläger hat zwar eine ihm angebotene Arbeit trotz Beleh—

rung über die Rechtsfolgen im Sinne von € 119 Abs. 1 AFG

nicht angenommen. Die geforderte Belehrung war nach den zu-

grundeliegenden Feststellungen des LSG wirksam; denn die Be-

klagte hat sich nicht darauf beschränkt, den Kläger allgemein

durch Aushändigung des Merkblattes für Arbeitslose bei der

Arbeitslosmeldung auf etwaige Rechtsnachteile hinzuweisen. Sie

hat — entsprechend den Vorstellungen des Gesetzgebers (vgl.

schriftlichen Bericht des Bundestagsausschusses für Arbeit

gg BT-Drucks. V/4110 S. 21 zu 5 108 a Abs. 1 Nr. 2) - den Hin-

weis im Einzelfall, nämlich im Zusammenhang und in Verbindung

mit dem Arbeitsangebot wiederholt. Das Arbeitsangebot war auch

ausreichend bestimmt. Es enthielt alle Angaben, deren es be-

durfte, damit der Kläger sich über die zulässigen Ablehnungs-

gründe schlüssig werden konnte. Dabei war es nicht erforder—

lich, daß alle hierfür wesentlichen Bedingungen - wie z.B. das

Entgelt - vom Arbeitsamt selbst genannt wurden. Es genügt und

entspricht regelmäßig auch dem Interesse der Beteiligten,

daß dem Arbeitslosen eine eigene Prüfungsmöglichkeit an Ort

und Stelle eröffnet ist; denn nicht etwa der Abschluß des

Arbeitsvertrages, sondern nur der Nachweis der Gelegenheit zum
Vertragsabschluß ist Aufgabe der Beklagten (vgl. hierzu BSGE*

4, 1). '

Der Kläger war jedoch berechtigt, das Arbeitsangebot für eine

Beschäftigung bei der Firma K ‘ abzulehnen, weil dieses Ange-

bot unter den gegebenen Umständen rechtswidrig und damit unbe-

achtlich war und dem Kläger insoweit im Verhältnis zur Beklag—

ten ein "wichtiger Grund" für sein Verhalten zur Seite stand.
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Was als wichtiger Grund im Sinne der Sperrzeitvorschrift des

5 119 AFG anzusehen ist, ist im Gesetz nicht näher bestimmt.

Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers soll eine Sperrzeit

allgemein nur dann eintreten, wenn dem Arbeitnehmer unter Be-

rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Ab-

wägung seiner Interessen mit den Interessen der Versicherten-

gemeinschaft ein anderes Verhalten zugemutet werden kann

(vgl. Bericht des Bundestagsausschusses für Arbeit gg BT-

Drucks. V/4110 S. 20/21, Vorbem. zu 5 108 a). Dabei wurde da—

von ausgegangen, daß in den Fällen der zuvor in 5 78 Abs. 2

AVAVG abschließend aufgeführten "berechtigten Gründe" in der

Regel auch ein "wichtiger Grund" im Sinne des 5 119 AFG anzu—
nehmen ist. Im übrigen sollte aber durch die Einführung des

unbestimmten Rechtsbegriffs der dem Eintritt der Sperrzeit zu-
grundeliegende Rechtsgedanke verallgemeinert werden (vgl. Be-

richt des Bundestagsausschusses für Arbeit aaO). Dies bedeutet,

daß der Begriff des wichtigen Grundes im Einzelfall inhaltlich

auch unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der Vorschrift

und ihrer systematischen Einordnung im Gesetz zu bestimmen ist.

Dabei ergeben sich gewisse Maßstäbe durch die Regelung des

5 103 AFG hinsichtlth der allgemeinen Verfügbarkeit, insbeson-

dere aus dem durch das HaUShaltsstrukturgesetz (HStruktG) vom

18. Dezember 1975 (BGBl I S. 3113) mit Wirkung zum 1. Januar
1976 neu eingefügten Absatz 1 a. Denn die Anforderungen an die

Arbeitsbereitschaft des Arbeitnehmers in bezug auf ein be-

stimmtes konkretes Arbeitsangebot können nicht höher sein, als

es zum Nachweis der allgemeinen Verfügbarkeit verlangt wird

(vgl. auch Hennig/Kühl/Heuer, Komm. zum AFG, Anm. 1 und 13 zu
9 119). Ferner sind bei Arbeitsangeboten die Grundsätze der

Arbeitsvermittlung nach den 55 14 ff AFG zu berücksichtigen.

Ein Angebot, daß die Beklagte unter Verletzung dieser Grund-

sätze unterbreitet, ist rechtswidrig und unbeachtlich (vgl. BSG

vom 30. November 1973 — 7 RAr 43/73 — Dienstblatt C die BA

Nr. 1790 a zu 5 119 AFG); es kann vom Arbeitslosen folglich auch

mit wichtigem Grund abgelehnt werden (vgl. Hennig/Kühl/Heuer,

aaO, Anm. 13 zu 5 119).
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Der Umstand allein, daß das Arbeitsangeb0t nicht der beruf-

lichen Qualifikation des Klägers entsprach, reicht für sich zur

Anerkennung eines wichtigen Grundes im Sinne des 5 119 AFG aller-

dings nicht aus.

Im Recht der Arbeitslosenversicherung gibt es weder einen ge-

setzlichen noch einen von der Rechtsprechung geschaffenen Be-

rufsschutz in dem Sinne, daß der Arbeitslose verlangen kann,

ausschließlich in seinem erlernten, überwiegend oder zuletzt

ausgeübten Beruf oder etwa nur in eine Beschäftigung im Ange-

stelltenverhältnis oder in einem bestimmten Wirtschaftsbereich

vermittelt zu werden. Dies war unter der Geltung des AVAVG an-

erkannt (vgl. BBG 2, 67, 73; 4, 1, 4; 11, 16, 20; 20, 190,

197), und hat sich mit der Einführung des AFG im Prinzip nicht

geändert. Insbesondere bedeutete die durch 9 103 Abs. 1 Nr. 2

AFG vorgenommene Einschränkung der allgemeinen Verfügbarkeit

auf zumutbare Beschäftigungen keine Aufgabe dieses Grundsatzes

(vgl. Bundestagsausschuß für Arbeit zu BT—Drucks. V/4110 S. 18

zu 5 94 Abs. 1; ferner Urteil des Senats vom 3. Juni 1975

- 7 RAr 81/74 -‚ Dienstblatt C der BA Nr. 1945 a zu 5 101 AFG).

Der durch das H3truktG neu eingefügte Absatz 1 a des 9 103

AFG hat insoweit nur klarstellende Bedeutung, wenn dort nunmehr

ausdrücklich bestimmt ist, daß eine Beschäftigung nicht allein

deshalb unzumutbar ist, weil sie nicht der bisherigen beruf-

lichen Tätigkeit des Arbeitslosen entspricht. Dies wurde im

Gesetzgebungsverfahren ausdrücklich hervorgehoben (vgl. Regie-

rungsentwurf zum HStruktG - BR-Drucks. 575/75 5. 52; Bericht

des Haushaltsausschusses - BT-Drucks. 7/4243 S. 9/10).

Auch der eindeutige qualitative Unterschied der angebotenen

Tätigkeit als Prüfer hinsichtlich der fachlichen und geistigen

Anforderungen im Vergleich zu dem erlernten Beruf des Klä-

gers rechtfertigte für sich allein nicht die Arbeitsablehnung

aus wichtigem Grunde. Zwar war in der für die Auslegung des

9 119 AFG weiterhin bedeutsamen Bestimmung des % 78 Abs. 2

Nr. 2 AVAVG auch die Unzumutbarkeit nach dem geistigen Lei-

stungsvermögen als ein zur Arbeitsablehnung berechtigender
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Grund anerkannt, Aus 5 14 in Verbindung mit 9 103 Abs. 1 Nr. 2

AFG folgt gleichfalls, daß die angebotene Arbeit dem Arbeit-

suchenden nach seiner Eignung, also seinen beruflichen Kennt-

nissen und Fähigkeiten zumutbar sein muß. Ein absoluter wichti-

ger Grund zur Ablehnung einer Arbeit unter diesem Gesichtspunkt

wird für den Regelfall indes nur anzunehmen sein, wenn der Ar-

beitnehmer insoweit überfordert wird, d.h. die Arbeit ihm im

Hinblick auf den geringen Grad seines Leistungsvermögens billiger—

weise nicht angesonnen werden kann (so Draeger/Buchwitz/Schöne-

felder, Komm. zum AVAVG, Rdnr. 26 zu 5 78).

Daß auch der besonders hohe Qualifikationsstand des Arbeitslosen

die Annahme bestimmter Arbeiten schlechthin, also in jeder Phase

einer u.U. langjährigen Arbeitslosigkeit als unzumutbar erschei-

nen lassen kann, ist zwar nicht auszuschließen;
es kann jedoch

nur für Extremfälle gelten. Ein Berufsschutz bzw. Schutz des

sozialen Status in dem Sinne, daß jedenfalls von einer bestimmten

Grenze an ein beruflicher und sozialer "Abstieg" grundsätzlich

nicht hinzunehmen ist, bzw. die Verweisbarkeit - etwa wie in der

Rentenversicherung — auf berufsnahe und gleichwertige Tätigkeiten

zu beschränken ist, kann dem AFG in dieser Allgemeinheit nicht

entnommen werden. Anders als in der Rentenversicherung bei der

Feststellung der Erwerbsfähigkeit (5 1246 der Reichsversiche-

rungsordnung —RVO-) ist im AFG der qualitative Wert des bisheri-

gen Berufs nicht alleiniger Ausgangspunkt aller rechtlichen Über-

legungen für die Feststellung des Kreises zumutbarer Verweistätig-

keiten mit der Folge, daß z.B. unter Anwendung eines Mehrstufen-

schemas - Unterscheidung einer oberen, mittleren und unteren
Gruppe von Berufen - ein beruflicher Abstieg von der oberen

Gruppe auf eine nicht besonders hervorgehobene Tätigkeit der

unteren Gruppe als regelmäßig unzulässig zu bewerten wäre (vgl.

dazu BSG SozR 2200 Nr. 11 zu @ 1246 RVO). Die Zumutbarkeit

einer Beschäftigung orientiert sich - in Konsequenz des in
9 5 AFG verankerten Grundsatzes des Vorrangs der Arbeitsver-

mittlung vor dem Leistungsbezug « vielmehr vor allem auch an

den Verhältnissen des Arbeitsmarktes (vgl. 5 103 Abs. 1 & AFG

in der Fassung des HStruktG, 55 14, l, 2 AFG). Der sich daraus
ergebende weitere und variablere Rahmen der Verweistätigkeiten
rechtfertigt sich grundsätzlich aus dem fundamentalen Unter-
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schied zwischen einer nur vorübergehenden Beseitigung von

Arbeitslosigkeit durch Arbeitsvermittlung und einer dauernden

Verweisung auf eine andere berufliche Tätigkeit sowie dem

entsprechend andersartigen Zweck der Arbeitslosenversicherung,

nicht eine Entschädigung für dauernde oder nicht absehbare

Erwerbsbeschränkuhgen zu leisten, sondern lediglich den durch

den Verlust der Arbeitsstelle eingetretenen zeitweiligen Ver—

dienstausfall auszugleichen.

Ein echter Berufsschutz wird in der Arbeitslosenversicherung

nur für die Auswirkungen einer konkreten Beschäftigung in der

Zukunft gewährt. So ist der Arbeitslose dann zur Ablehnung

eines Arbeitsangebots berechtigt, wenn ihm die Ausübung der

bisherigen überwiegenden Tätigkeit wesentlich erschwert (5 78

Abs. 2 Nr. 2 AVAV6), seine weitere berufliche Entwicklung

schwer beeinträchtigt würde (so Regierungsentwurf zum H5truktG
BR-Drucks. 575/75 5. 52; vgl. auch Urteil vom 3. Juni 1975

- 7 RAr 81/74 - Dienstblatt C der BA Nr. 1945 a zu 5 101 AFG).

Der Kläger nimmt zwar auch diesen Grund für sich in Anspruch;

er kann nach den Umständen des Falles damit jedoch nicht durch-

dringen. Es ist nämlich nichts dafür ersichtlich, daß ihm die

angebotene Tätigkeit nach Art und Dauer berufliche Nachteile

in dem Sinne gebracht hätte, daß durch sie besondere berufliche

Qualifikationen verlorengegangen oder weitgehend geschwunden

wären. Ob auch die Erschwerung einer Rückkehr in den Beruf

oder die Gefahr der Beeinträchtigung des beruflichen Fortkom—

mens in diesem Zusammenhang Berücksichtigung finden könnten,

bedarf keiner Entscheidung; denn zur Zeit des Arbeitsangebots

war die weitere berufsgerechte Verwendung des Klägers sicher-

geSellt. Auch wird eine nur vorübergehende Hilfsarbeitertätig-

keit in der Übergangszeit zwischen Ausbildung und Eintritt

ins Berufsleben allgemein nicht nachteiliger zu bewerten sein

als die Arbeitslosigkeit selbst.

Aus der Verneinung eines generellen Berufsschutzes folgt zu-

gleich, daß grundsätzlich auch Lohneinbußen hinzunehmen sind,

und zwar u.U. bis unterhalb des auf der Bazis des früheren,

.....
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möglicherweise überdurchschnittlich hohen Verdienstes er—

rechneten Alg-Satzes. Die Höhe des Entgelts der angebotenen

Tätigkeit berechtigt nur dann zur Ablehnung, wenn der Tarif-

lohn, bzw. der im Beruf ortsübliche Lohn nicht gezahlt wird

(vgl. 5 78 Abs. 2 Nr. 1 AVAVG, 5 16 AFG. 5 103 Abs. 1 a AFG

in der Fassung des HStruktG).

Dies bedeutet jedoch nicht, daß der Arbeitslose zu jedem

Zeitpunkt und zu jeder Bedingung jede Art von Arbeit annehmen

muß, die er nach seinem geistigen und körperlichen Leistungs-

vermögen ausüben kann. Grenzen für Lenkungsbemühungen dieser

Art, die darauf hinausliefen, die Arbeitnehmer im Sinne einer

optimalen Bedienung der Wirtschaft zu steuern, ergeben sich

bereits aus Art. 12 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG). Sie wären

jedenfalls unvereinbar mit der Anerkennung, die das Bedürfnis

des Arbeitslosen nach fachgerechter Verwendung durch das AFG

selbst findet, insbesondere den Vorstellungen des Gesetzgebers

von einer sozial gerechten aber auch arbeitsmarkt- und be-

schäftigungspolitisch sinnvollen und sachgerechten Arbeits-

vermittlung, wie sie in 5 14 in Verbindung mit 95 1, 2, 103

AFG niedergelegt sind. Neben die öffentliche Funktion des

Ausgleichs zwischen Angebot und Nachfrage (@ 14 Abs. 1 Satz 1
AFG) ist der Beklagten die Pflicht zur individuellen Arbeits-

vermittlung gestellt (5 14 Abs. 1 Satz 2 AFG); sie hat bei

der Durchführung der Arbeitsvermittlung die Verhältnisse der

freien Arbeitsplätze, aber auch die Eignung des Arbeitsuchen-

den und seine persönlichen — beruflichen und sozialen - Ver-

hältnisse zu berücksichtigen, und zwar wegen der Wechselwir-

kung zu 5 103 Abs. 1 AFG unter dem Gesichtspunkt der Zumut-

barkeit. Das Interesse des Arbeitsuchenden an der Realisierung

des Berufswunsches und damit an einer in der Regel fachlich

und wirtschaftlich günstigen Verwendung deckt sich dabei

prinzipiell mit dem Ziel des Gesetzes, eine bestmögliche

Plazierung der Arbeitskräfte zu
sichern, unterwertige Be—

schäftigung zu verhindern (9% 1, 2 Nr. 1 AFG). Diese Ziel—

setzung, die vor allem auch gesamtwirtschaftlich gesehen von
erstrangiger Bedeutung ist, ist nicht nur Programmsatz, sondern
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Handlungsrichtlinie für die Beklagte und Auslegungsmaßstab

für die Vorschriften des AFG (vgl. BSGE 38, 109, 112; 292,

294; Hennig/Kühl/Heuer, aaO, Anm. 1 zu 5 2 AFG).

Hieraus folgt, daß mit der grundsätzlichen Verneinung eines

Berufsschutzes eine für die Zumutbarkeit einer Verweisungs-

tätigkeit abschließende Entscheidung noch nicht getroffen ist.

Es kommt vielmehr auf den Einzelfall an, wobei zwischen den

Interessen des Arbeitslosen auf weitgehende Berücksichtigung

seiner sozialen und beruflichen Verhältnisse und Vorstellungen

einerseits und den arbeitsmarktpolitischen Gegebenheiten und

Erfordernissen andererseits ein angemessener Ausgleich zu fin-

den ist (vgl. 5 103 Abs. 1 a AFG in der Fassung des HStruktG).

Verschlechterungen seines Status und der Arbeitsbedingungen

braucht der Arbeitslose allgemein nur hinzunehmen, wenn sie

nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes unvermeidbar sind

(vgl. Regierungsentwurf zum HStruktG -BR—Drucks. 575/75 S. 52;

Bericht des Haushaltsausschusses -BR-Drucks. 7/4243 S. 9/10).

Zur Verhinderung des nicht erwünschten Ergebnisses einer unter-

wertigen Beschäftigung ist dabei der vor der Arbeitslosigkeit

ausgeübten Berufstätigkeit insoweit Rechnung zu tragen, als

für den Regelfall und jedenfalls in der ersten Zeit der Ar-

beitslosigkeit eine dem Berufsbild und der sozialen Stellung

_des.Arbeitsuchenden entsprechende Vermittlung versucht werden

muß. Um seine Verfügbarkeit im Sinne des 5 103 AFG nachzu-

weisen, braucht sich der Arbeitslose demgemäß im allgemeinen

auch nur zur Übernahme einer seinem Beruf entsprechenden Tätig-

keit und allenfalls für verwandte und andere gleichwertige

Beschäftigungen bereit zu erklären, bei denen ein beruflicher

Nachteil für die Zukunft nicht zu erwarten ist (vgl. Urteil

vom 3. Juni 1975 - 7 RAr 81/74 - Dienstblatt C der BA Nr. 1945 a

zu 5 101 AFG). Nur dann, bzw. erst wenn ihm nach Lage und Ent-

wicklung des Arbeitsmarktes innerhalb angemessener Zeit Stellen

dieser Art nicht vermittelt werden können, ist die Aufnahme

auch anderer Arbeiten zuzumuten (so auch die Begründung zu

5 103 Abs. 1 a AFG - Regierungsentwurf und Bericht des Haus-

haltsausschusses zum HStruktG aaO). Dabei ist der Fall, daß

diese Prognose mit hinreichender Zuverlässigkeit bereits im
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Zeitpunkt der Arbeislosmeldung gestellt werden kann, schon im

Hinblick darauf nur ganz ausnahmsweise denkbar, weil der Be-

klagten die jeweils in Betracht kommenden offenen Stellen in

ihrer Gesamtheit nicht stets bekannt sind, so daß selbst ihre

statistischen Unterlagen aus diesem Grunde mindestens temporär

unvollständig sind. Dies gilt jedenfalls und auch für die dem

einzelnen zuständigen Arbeitsvermittler bekannten Daten "seines"

Arbeitsmarktes. In der Regel ist die Frage des Vorhandenseins

oder Nichtvorhandenseins geeigneter Arbeitsplätze deshalb nur

durch konkrete Vermittlungsbemühungen im Einzelfall über einen

angemessenen Zeitraum hinweg zu klären.

Wie der in der Begründung zur Einführung des 5 103 Abs. 1 a

AFG hervorgehobene Begriff des "absehbaren Zeitraums" inhaltlich

zu bestimmen ist, wo also die zeitlichen Grenzen liegen, inner-

halb derer die Beklagte durch geeignete Vermittlungsbemühungen

die zeitweilige Verschlossenheit des für den Arbeitslosen fach-

lich in erster Linie in Betracht kommenden Arbeitsmarktes nach—

zuweisen, bzw. durch Indizien hinreichend zu erhärten hat,

bleibt eine Frage des Einzelfalles, wobei es nicht nur gerecht-

fertigt, sondern sogar geboten erscheint, auch im Bereich des

AFG einen Schutz der beruflichen und sozialen Stellung, wenn

nicht absolut, so doch jedenfalls zeitlich abgestuft zu ge-

währleisten.

Danach kann es grundsätzlich nicht als sachgerechte Arbeits-

vermittlung angesehen werden, wenn einem Arbeitnehmer mit be-

sonders qualifizierenden Berufskenntnissen, wie einem Diplom-

Geologen, schon nach sechsmonatiger‚ also relativ kurzfristiger

Arbeitslosigkeit lediglich andere als berufsnahe oder gleich-

wertige Tätigkeiten verbindlich angeboten werden, ohne daß

eine überdurchschnittliche Anspannung der allgemeinen arbeits-

markt— und beschäftigung5p01itischen Gesamtlage und eine dem-

entsprechende Belastung der Versichertengemeinschaft dies aus-
nahmsweise gebieten. Als unzulässig ist es regelmäßig jeden-

falls anzusehen, wenn schon nach kurzfristigem Leistungsbezug

ein Arbeitsangebot unterbreitet wird, das sich - wie hier - im

Vergleich zu dem erlernten Beruf auf der untersten Ebene der
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nach dem geistigen Leistungsvermögen ausübbaren Beschäftigungen

bewegt. Die Argumentation, daß berufsnahe und gleichwertige

Tätigkeiten im Hinblick auf die bevorstehende Einstellung bei

der B .-AG für den Kläger nicht mehr in Betracht gek0mmen

seien, vermag die Beklagte insoweit nicht zu entlasten. Dabei

kann dahinstehen, ob sich der Kreis der zumutbaren Verweis-

tätigkeiten allein durch die Unvermittelbarkeit, die im übrigen

von der Beklagten lediglich behauptet wird, über das genannte

Maß hinaus erweitern könnte; denn bei grundsätzlicher Aner-

kennung einer anfänglichen Begrenzung der Verweisungsmöglich-

keiten auf berufsnahe und gleichwertige Beschäftigungen wäre

es widersinnig und mit dem Gleichheitsgrundsétz nicht zu ver-

einbaren, die Bestätigung der Möglichkeit einer alsbaldigen

berufsgerechten Verwendung zum Anlaß zu nehmen, den ohne sie

gegebenen Schutz zu verkürzen. Selbst wenn aber der Beklagten

die Berechtigung hierzu allgemein nicht abzusprechen sein

sollte, sind die Grenzen des Zulässigen zumindest dann über-

schritten, wenn der soziale "Abstieg" dem Betroffenen praktisch

stufenlos angesonnen wird, und nicht ersichtlich ist, daß die

Beklagte das ihrerseits Erforderliche getan hat, um dieses Er—

gebnis zu verhindern. ’

Die Unmöglichkeit der Unterbringung in eine dem Beruf ent-
sprechende, berufsnahe oder gleichwertige Tätigkeit bedeutet

- gleichgültig innerhalb welcher Grenzen sie im Einzelfall

zu erproben sein sollte - keinesfalls, daß der Arbeitnehmer

ab sofort für alle unterhalb dieser Stufe vorhandenen Arbeits-

gelegenheiten in Betracht kommt. Vielmehr sind zunächst auf

der nächstunteren Qualifikationsstufe ausreichende und ange—

messene Vermittlungsversuche zu unternehmen. Erst wenn trotz

ernsthafter Bemühungen in Verbindung mit sonstigen Erkennt-

nissen eine Unterbringung auch insbweit für absehbare Zeit aus-

zuschließen ist, kann an eine weitere Ausweitung der Zumutbar-

keitsgrenzen gedacht werden. Der Grundsatz einer nur allmäh-

lichen, in zunehmendem Maße sich vollziehenden Anpassung der

Arbeitsbereitschaft an das Notwendige und Mögliche wird be-
stätigt durch die Begründung der Bundesregierung zu 5 103
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Abs. 1 a AFG, wenn dort für den Fall einer erf019103en Ver-

mittlung in eine berufsgerechte, berufsnahe oder gleichwertige

Beschäftigung 2.8. dem Techniker eine Facharbeitertätigkeit oder

dem Betriebswirt die Tätigkeit eines kaufmännischen Gehilfen

zugemutet wird (vgl. Bericht des Haushaltsausschusses zum Ent-

wurf des HStruktG — BR-Drucks. 7/4243 S. 10). Sofern — wie im

vorliegenden Fall - der Arbeitslose nicht über einen Beruf ver-

fügt, der zugleich einen minderqualifizierenden Berufsabschluß

beinhaltet, wird die Zumutbarkeit entsprechend nach allgemeinen

Tätigkeitsmerkmalen, der Bedeutung der Beschäftigung im Betrieb

etc. zu bewerten sein, wobei der Lohn Beleg und Indiz für die

qualitative Wertschätzung sein kann.
\

Danach hätte dem Kläger zu dem gegebenen Zeitpunkt im äußersten

Falle eine Anlerntätigkeit oder eine ungelernte Tätigkeit ange-

boten werden können, die sich aus dem Kreis der ungelernten

Beschäftigungen besonders positiv hervorhob. Schon dies ist

nach den unangegriffenen Feststellungen des LSG für die Tätig-

keit als Prüfer elektronischer Bauteile an automatischen Prüf—

anlagen zu verneinen. Hinzu kommt, daß die Entlohnung, soweit

sie den Grundlohn betraf, eindeutig unter dem
Alg-Batz lag und

ihn auch mit der Zulage noch nicht erreichte, was selbst die

Beklagte nicht bestreitet. Bereits die Kombination dieser Fak-

toren, insbesondere auch unter Berücksichtigung des Umstandes,

daß es sich um das erste Arbeitsangebot der Beklagten überhaupt

handelte, läßt die vorgeschlagene Tätigkeit als schlechthin

unzumutbar erscheinen. Eine Verschlechterung des Einkommens

gegenüber dem Alg ist ohnehin nur ausnahmsweise und für den Fall

gerechtfertigt, daß für eine absehbare Zeit überhaupt keine

Möglichkeit ersichtlich ist, den Arbeitslosen besser zu vermitteln,

oder daß das der Alg-Leistung zugrundeliegende Arbeitsentgelt

im Verhältnis zur Leistungsfähigkeit des Arbeitslosen unange-

messen hoch war (vgl. Hennig/Kühl/Heuer aaO, Anm. 6 zu 5 103,

S. 162 b). Letzteres liegt unstreitig nicht vor. Auf die Un-

möglichkeit der Unterbringung in eine Tätigkeit, die im Niveau

zwar unter der erlernten Berufstätigkeit eines Geologen aber doch

deutlich über der am 6. Juni 1973 angebotenen Tätigkeit als

Hilfsarbeiter lag, und zu der der Kläger nach den Feststellungen
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des LSG auch bereit war, kann die Beklagte sich nicht berufen.

Abgesehen davon, daß im Hinblick auf die räumlich nicht einge-

schränkte Verfügbarkeit des Klägers und die normalerweise

gegebenen Ansatzmöglichkeiten für Tätigkeiten mittlerer Quali-

fikation der Ausschluß einer Vermittlung in geeignetere, zu—

mindest aber finanziell günstigere Beschäftigungen wenig wahr-

scheinlich ist, muß die Beklagte sich insoweit entgegenhalten

lassen, daß sie sich um eine Unterbringung des Klägers in

diesem Bereich nicht bemüht, einen Versuch gar nicht unternom-

men hat. Dies hat das LSG - von der Revision unangegriffen —
festgestellt.

Ob die vom LSG in Bezug genommene Mitteilung der Beklagten,

daß entsprechende Stellen, insbesondere für die vom Kläger be-

vorzugten Bürotätigkeiten, nicht gemeldet gewesen seien, zu-

treffend ist oder nicht, ist in Anbetracht dessen ohne Be-
deutung und bedarf keiner Klärung. Bei gebührender Rücksicht-

nahme auf die Belange des Klägers durfte die Beklagte sich

nicht darauf beschränken, anderweitige Vermittlungsmöglich-

keiten allein karteimäßig, nämlich anhand der dem Arbeitsamt

Goslar gemeldeten offenen Stellen zu überprüfen. Wenn dem

Arbeitslosen bereits nach sechsmonatiger Arbeitslosigkeit eine

solche Verschlechterung der beruflichen und sozialen Positi-

onen zugemutet wird wie dem Kläger, so muß dies - selbst bei

einer nur vorübergehenden Verweisung - regelmäßig durch

zwingende arbeitsmarktpolitische Erfordernisse geboten sein.

Es stellt eine grobe Mißachtung der persönlichen Verhältnisse

des Betroffenen und eine nicht zu rechtfertigende Verletzung

der sich insbesondere aus 5 14 AFG ergebenden Pflichten der

Beklagten dar, wenn sie sich unter diesen Umständen mit einer

im wesentlichen schematischen und ihr nach dem Gesetz grund-

sätzlich nicht gestatteten Vermittlungstätigkeit begnügte.

Der Arbeitslose kann nicht nur billigerweise, sondern auch nach

der v0m Gesetzgeber bewußt geschaffenen Rechtslage erwarten,

daß der vermittler der ihm grundsätzlich und allgemein oblie-
genden Pflicht, selbst initiativ zu werden, Firmen anzusprechen

und sonstige Informationsquellen zu nutzen, vor Unterbreitung
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eines qualitativ geringwertigen Angebots in besonderem Maße

nachkommt. Zwar ist es letztlich Sache der Beklagten, ob

sie ihre Aufgabe in diesem Sinne sachgerecht wahrnimmt. Rechts-

nachteile aus ihrer Untätigkeit können dem Arbeitslosen je-

doch nicht erwachsen.

Wenn die Beklagte demgegenüber jedenfalls nach Art und Dauer

der vom Kläger vor Eintritt der Arbeitslosigkeit ausgeübten

Tätigkeit die Zumutbarkeit des hier streitigen Arbeitsangebotes

ausnahmsweise für gegeben erachtet, kann dem nicht gefolgt werden.

Soweit sie die Arbeit eines wissenschaftlichen Mitarbeiters als

Ferienbeschäftigung qualifiziert, was wohl besagen soll, daß der

Kläger ernsthaft überhaupt noch nicht gearbeitet hat und schutz-

würdige berufliche Interessen demnach nicht anzuerkennen sind,

so bedarf es dazu keiner näheren Ausführungen. Immerhin hätte

die Beklagte dabei in Rechnung stellen müssen, daß diese Tätig-

keit relativ gut bezahlt wurde, nämlich bei vollschichtiger Be-

schäftigung mit 2.381,86 DM brutto im Monat. Auf die Erlangung

einer Lebensstellung kommt es bei der Beurteilung der zumutba-

ren Verweistätigkeiten grundsätzlich nicht an. Die Zeit der

Zugehörigkeit zum Beruf ist weder bei der Bemessung der Bei-

tragshöhe noch der Versicherungsleistung ein selbständiger Faktor.

Sie wirkt sich bereits insoweit nachteilig aus, als der zu Be-

ginn einer Berufstätigkeit regelmäßig geringere Verdienst im

Falle seines Wegfalls einen vergleichsweise niedrigeren Alg-

Anspruch auslöst und diesen bei erst kurzer Berufstätigkeit
u.U. auch zeitlich verkürzt. Im übrigen kann die Dauer der Be-

rufszugehörigkeit allenfalls im Rahmen der an sich zulässigen

Verweisungsmöglichkeiten Prioritäten im Verhältnis der Arbeits-

losen untereinander begründen und die Beklagte bei Beachtung der

Grundsätze der Arbeitsvermittlung zu einer vorrangigen Berück-

sichtigung der langjährigen Berufstätigen bei ihren Bemühungen

um eine berufsgerechte Unterbringung verpflichten.

Da der Kläger demnach berechtigt war, die ihm angebotene Arbeit

als Hilfsarbeiter aus wichtigem Grunde abzulehnen, ist der
_Bescheid der Beklagten über den Eintritt einer Sperrzeit von vier
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Wochen rechtswidrig. Er War demzufolge aufzuheben. Die Entschei-

dung des LSG ist somit im Ergebnis nicht zu beanstanden. Ent-

‚
gegen der Auffassung des LSG bedarf es allerdings keiner Ent-

scheidung darüber, ob der Eintritt einer Sperrzeit von vier

Wochen nach den für ihren Eintritt maßgebenden Tatsachen eine

besondere Härte im Sinne des 9 119 Abs. 2 AFG bedeutet, weil die

Anwendung dieser Bestimmung immer die Verwirklichung eines Sperr-

zeittatbestandes selbst voraussetzt. Da dies im vorliegenden

Fall nicht zutdfft, ist jedoch klarzustellen, daß die Beklagte

entgegen der Meinung des LSG nicht berechtigt ist, nunmehr eine

Sperrzeit von zwei Wochen gegenüber dem Kläger festzusetzen.

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu bemerken, daß das LSG, wenn

es die Verbindlichkeit des Arbeitsangebotes hätte anerkennen

und lediglich die Voraüssetzungen'der Härteregelung für gegeben

erachten wollen, die sich daran anknüpfende Rechtsfolge selbst

hätte aussprechen müssen. Zu Recht hat das LSG darauf hinge-

wiesen, daß der Beklagtaqanders als nach dem AVAVG hinsicht-

lich der Frage der Dauer einer Sperrzeit kein Ermessen mehr

eingeräumt ist, welches wegen des Grundsatzes der Gewaltentei-

lung (Art. 20 GG) eine eigene Entscheidung der Gerichte verböte

(vgl. zu 5 93 a AVAVG: BSGE 5, 87). Auch eine Ermächtigung der

Bundesanstalt für Arbeit, lettherbindlich über das Vorliegen
eines Härtefalles zu entscheiden (Beurteilungsspielraum)‚kann

dem 5 119 Abs. 2 AFG nicht entnommen werden. Ein solcher Be-
urteilungsspielraum besteht nur dann, wenn die entscheidende

Stelle aufgrund persönlichen Eindrucks, besonderer Erfahrung

und Sachkunde für die Beurteilung außerrechtlicher Gesichts-

punkte in erster Linie berufen erscheint, verbindliche Qualifi-

. kationen vorzunehmen (vgl. Urteil des 12. Senats vom 27.

Januar 1977 - 12 RAr 83/76 m.w.N.). Für die Beurteilung, ob

}
eine Härte im Sinne des 5 119 Abs. 2 AFG anzunehmen ist, ist
der Beklagten diese Eigenschaft jedoch nicht beizumessen. Das

LSG hat deshalb zu Unrecht die Befugnis der Gerichte verneint,

bei Vorliegen einer besonderen Härte eine verhängte Sperrzeit

von vier Wochen selbst auf zwei Wochen herabzusetzen. Der

Gesetzgeber hat für den Fall des Vorliegens einer besonderen
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Härte als Rechtsfolge nur eine Möglichkeit vorgesehen, nämlich

ihre Herabsetzung bzw. Festsetzung auf zwei Wochen. Ob die

Voraussetzungen hierfür gegeben sind, hat das Gericht auch bei

einem Streit um den Eintritt einer Sperrzeit von vier Wochen

im gegebenen Falle selbst zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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